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Vorblatt 


Vertrag mit Argentinien 
über das Einlaufen von Reaktorschiffen 
in argentinische Gewässer 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 

A. Problem 

Eine feste Völkerrechtspraxis bezüglich des Rechtes, mit 
Reaktorschiffen fremde Hoheitsgewässer zu befahren, hat sich 
noch nicht gebildet. Es ist daher notwendig, dem ersten deut- 
schen Reaktorschiff, der „Otto Hahn", das Anlaufen fremder 
Häfen durch den Abschluß bilateraler Verträge zu ermöglichen. 

B. Lösung 

Der am 21. Mai 1971 abgeschlossene Vertrag ermöglicht es der 
„Otto Hahn", argentinische Häfen anzulaufen, um Massen- 
gütertransporte durchzuführen. Das Abkommen enthält Sicher- 
heitsbestimmungen und Haftungsregelungen für den Fall eines 
nuklearen Schadens. Es entspricht inhaltlich einem bereits 
früher abgeschlossenen Vertrag mit den Niederlanden, bezieht 
sich jedoch nicht nur auf die „Otto Hahn", sondern generell auf 
alle eventuell einzusetzenden deutschen Reaktorschiffe. 

C. Alternativen 

entfallen 

D. Kosten 

Es entstehen keine Kosten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (III/ 1) — 27220 — Ve 6/71 


Bonn, den 4. Oktober 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem V ertrag vom 2 1 . Mai 1971 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Argen- 
tinischen Republik über das Einlaufen von 
Reaktorschiffen in argentinische Gewässer 
und ihren Aufenthalt in argentinischen Häfen 

mit Begründung. 

Der Wortlaut des Vertrages und die Denkschrift zum Vertrag 
sind gleichfalls beigefügt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern für Bildung und 
Wissenschaft, des Auswärtigen und für Verkehr gemeinsam 
erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 371. Sitzung am 1. Oktober 1971 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

53 Bonn-Bad Godesberg 1, Goethestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 21. Mai 1971 
zwischen der Bundesrepublik Deutsdiland 
und der Argentinischen Republik 
über das Einlaufen von Reaktorschiffen in argentinische Gewässer 
und ihren Aufenthalt in argentinischen Häfen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

Dem in Buenos Aires am 21. Mai 1971 Unterzeich- 
neten Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Argentinischen Republik über das 
Einlaufen von Reaktorschiffen in argentinische Ge- 
wässer und ihren Aufenthalt in argentinischen Häfen 
wird zugestimmt. Der Vertrag wird nachstehend 
veröffentlicht. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem 
Artikel 12 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Der Vertrag bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes der Zustimmung der für die Bundes- 
gesetzgebung zuständigen Körperschaften in der 
Form eines Bundesgesetzes, da er sich auf Gegen- 
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Der Vertrag soll auch auf das Land Berlin Anwen- 
dung finden; das Gesetz enthält daher die übliche 
Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 


Nadi Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Ver- 
trag nach seinem Artikel 12 Abs. 2 in Kraft tritt, im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht unmittelbar mit 
Kosten belastet. Eine finanzielle Belastung des 
Bundes gern. Artikel 6 Abs. 4 des Vertrages entsteht 
nur bei Eintritt eines nuklearen Schadens, der nach 
den bisherigen Erfahrungen als unwahrscheinlich 
anzusehen ist. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Argentinischen Republik 
über das Einlaufen von Reaktorschiffen in argentinische Gewässer 
und ihren Aufenthalt in argentinischen Häfen 

Convenio 

entre la Repüblica Federal de Alemania 
y la Repüblica Argentina 

sobre la entrada de buques nucleares en aguas Argentinas 
y SU permanencia en puertos Argentinos 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Argentinischen Republik, 

geleitet von dem gemeinsamen Interesse an der fried- 
lichen Entwicklung der Kernenergie, einschließlich der 
Verwendung in der Handelsschiffahrt, 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

In diesem Vertrag bedeutet: 

1. „Behörde“ — die für die Anwendung dieses Vertrags 
zuständigen Stellen der Argentinischen Republik. 

2. „Genehmigungsstaat" — die Bundesrepublik Deutsch- 
land als der Staat, der den Betrieb des Schiffes unter 
seiner Flagge genehmigt. 

3. „Schiff" — das in der Bundesrepublik Deutschland 
eingetragene Reaktorschiff „OTTO HAHN" sowie 
jedes andere Schiff, das nach Artikel 10 einbezogen 
wird. 

4. „Inhaber" — die Person, der der Genehmigungsstaat 
die Genehmigung zum Betrieb des Schiffes erteilt hat. 

5. „Brüsseler Übereinkommen" — das Übereinkommen 
über die Haftung der Inhaber von Reaktorschiffen, 
wie es am 25. Mai 1962 in Brüssel zur Unterzeichnung 
aufgelegt wurde. 

6. „Solas-Übereinkommen" — das Internationale Über- 
einkommen zum Schutz des menschlichen Lebens auf 
See, London 17. Juni 1960. 

7. „Argentinische Gewässer" — die Wasserfläche ent- 
lang den argentinischen Küsten in einer Breite von 
200 Seemeilen, gemessen von der Basislinie wie sie 
nach internationalem Recht und internationaler Praxis 
festgelegt ist, ohne daß dies die Rechte und Auffas- 
sungen der Vertragsparteien hinsichtlich des Küsten- 
meeres und ihrer Zuständigkeit auf der Hohen See 
berührt. 

8. „Kernbrennstoff" — einen Stoff, der geeignet ist, 
durch einen sich selbst tragenden Kernspaltungsvor- 


Los Gobiernos de la Repüblica Federal de Alemania, 

Y 

de la Repüblica Argentina, 

movidos por el interes comün en el desarrollo del uso 
pacifico de la energia nuclear, inclusive los referidos a 
la navegacion, 

convienen Io siguiente: 

A r t i c u 1 o 1 

A los efectos del presente Convenio se entendeiä; 

1. Por "Autoridad", los organismos de la Repüblica Ar- 
gentina competentes en la aplicaeiön del presente 
Convenio. 

2. Por "Estado de la Licencia", la Repüblica Federal de 
Alemania en su caräeter de pais autorizante de la 
explotaciün del buque bajo su pabellön. 

3. Por "buque", el buque nuclear "OTTO HAHN" de 
registro de la Repüblica Federal de Alemania y todo 
otro buque que se incluya de acuerdo con lo previsto 
en el articulo 10. 

4. Por "explotador", la persona que el Estado de la 
Licencia haya autorizado para explotar el buque. 

5. Por "Conveneiön de Bruselas", la "Conveneiön sobre 
la responsabilidad de los explotadores de buques 
nucleares", presentada para la firma 3n Bruselas el 
25 de mayo de 1962. 

6. Por Conveneiön S.O.L.A.S., la "Conveneiön Inter- 
nacional para la Seguridad de la Vida Humana en el 
Mar", Londres, 17 de junio de 1960. 

7. Por "aguas argentinas", la extensiön de mar a lo 
largo de las costas argentinas en una distancia de 
200 millas marinas medidas desde la linea de base, 
como se encuentra determinada en el derecho y la 
practica internacionales, sin que ello signifique afec- 
tar los derechos y puntos de vista de las Partes Con- 
tratantes respecto a sus conceptos de mar territorial 
y a su competencia en alta mar. 

8. Por "combustible nuclear", toda sustancia capaz de 
producir energia mediante un proceso automantenido 
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gang Energie zu erzeugen, und der in einem Reaktor* 
schiff verwendet wird oder verwendet werden soll. 

9. „Radioaktive Erzeugnisse oder Abfälle" — Stoffe 
einschließlich von Kernbrennstoffen, die infolge der 
Verwendung von Kernbrennstoffen in einem Reaktor- 
schiff durch Neutronenbestrahlung radioaktiv gewor- 
den sind. 

10. „Nuklearer Schaden" — die Tötung oder Körperver- 
letzung eines Menschen und den Verlust oder die Be- 
schädigung von Sachen, sofern der Schaden von den 
radioaktiven Eigenschaften oder einer Verbindung 
der radioaktiven Eigenschaften mit giftigen, explosi- 
ven oder sonstigen gefährlidien Eigenschaften von 
Kernbrennstoffen oder radioaktiven Erzeugnissen oder 
Abfällen herrührt oder sich daraus ergibt; sonstige 
hiervon herrührende oder sich hieraus ergebende 
Verluste, Schäden oder Aufwendungen sind nur ein- 
geschlossen, wenn und soweit das anzuwendende 
innerstaatliche Recht dies vorsieht. 

11. „Nukleares Ereignis" — den einen nuklearen Schaden 
verursachenden Vorfall oder eine Reihe solcher auf- 
einanderfolgender Vorfälle desselben Ursprungs. 

Artikel 2 

(1) Soweit in diesem Vertrag nich' etwas anderes be- 
stimmt ist, gelten für das Schiff die allgemeinen inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften. 

(2) Das Einlaufen des Schiffes in argentinische Ge- 
wässer bedarf der vorherigen Genehmigung der Behörde. 

(3) Zur Gewährung der Einlaufgenehmigung ist es un- 
erläßlich, der Behörde eine angemessene Zeit vorher den 
„Sicherheitsbericht" für das Schiff nach Maßgabe des 
Kapitel VIII Regel 7 des Solas-Üb(ueinkommens vorzu- 
legen. 

(4) Die Behörde ist ferner ebenso frühzeitig, wie in 
Absatz 3 vorgesehen, im Einzelnen über die Operationen 
des Schiffes, insbesondere der Be- und Entladetätigkeit, 
zu unterrichten, die das Schiff in argentinischen Gewäs- 
sern und Häfen auszuführen beabsichtigt. 

(5) Das Schiff hat den Weisungen der Behörde hinsicht- 
lich der Navigation in argentinischen Gewässern zu fol- 
gen, die gegebenenfalls auch die Häfen, in denen es sich 
aufhalten kann, und die Bedingungen für Operationen 
des Schiffes einschließlich der Be- und Entladetätigkeit 
fcstlegen wird. 

Artikel 3 

(1) Das Schiff hat sich vor Anlaufen des Hafens an 
einem von der Behörde bestimmten Ort der in Kapitel VIII 
Regel 11 des Solas-Übercinkommens vorgesehenen be- 
sonderen Kontrolle zu unterziehen. 

(2) Der Kapitän hat den von der Behörde bestimmten 
Personen das Betreten des Schiffes für die angemessene 
Kontrolle der radiologischen Sicherheitsmaßnahmen zu 
gestatten. 

Artikel 4 

(1) Während des Aufenthalts des Schiffes in einem 
argentinischen Hafen koordiniert die Behörde mit dem 
Kapitän des Schiffes die Maßnahmen zur angemessen- 
sten Durchführung der Sicherheitsmaßnahmen, die nach 
dem Solas-übereinkomnien anzuwenden sind, unbescha- 
det der Sondervorschriften, welche die Behörde nach den 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften erläßt. 

(2) Ist der Kapitän des Schiffes der Ansicht, daß eine 
der im vorstehenden Absatz erwähnten Vorschriften nicht 


de fisiön nuclear utilizado por el buque o destinado 
a el. 

9. Por "productos o desechos radiactivos", todo material, 
incluido el combustible nuclear, cuya radiactividad se 
haya originado por irradiaeiön neutrönica durante el 
proceso de utilizaeiön del combustible nuclear a bor- 
do del buque. 

10. Por "danos nucleares", la perdida de vidas humanas, 
las lesiones corporales y los danos o perjuicios ma- 
teriales que sean consecuencia o resultado de las pro- 
piedades radiactivas o de su combinacion con las pro- 
piedades töxicas, explosivas u otras propiedades peli- 
grosas del combustible nuclear o de los productos o 
desechos radiactivos; los demäs danos, perjuicios o 
gastos resultantes solo quedarän incluidos en esta 
definieiön cuando asi lo disponga la legislaciön na- 
cional pertinente. 


11. Por "accidente nuclear", todo hecho o serie de hechos 
que tengan un origen comün y ocasionen danos nuc- 
leares. 

A r ti c u 1 o 2 

1. Siempre que no se disponga otra cosa para el buque 
en este Convenio, regirän a su respecto las normas gene- 
rales de la legislaciön local. 

2. La entrada del buque en aguas argentinas requerirä 
la autorizaeiön previa de la Autoridad. 

3. Para el otorgamiento de la autorizaeiön de entrada 
serä indispensable remitir a la Autoridad, con anticipa- 
eiön razonable, el "Historial de Seguridad" del buque 
con el alcance y en las condiciones generales previstas 
en la regia 7 del Capitulo VIII de la Conveneiön 
S.O.L.A.S. 

4. La Autoridad sera asimismo informada con la ante- 
laciön prevista en el inciso 3, y en forma detallada, de 
las operaciones de träfico maritimo, especialmente las 
de carga y descarga, que el buque desee realizar en 
aguas y puertos argentinos. 

5. El buque deberä ajustarse a las instrucciones de la 
Autoridad en cuanto a la navegaeiön por las aguas argen- 
tinas quien, en su caso, determinarä los puertos en que 
podrä permanccer y las condiciones en que deberän rca- 
lizarse las operaciones de träfico maritimo, especial- 
mentc las de carga y descarga. 

A r t i c u 1 o 3 

1. El buque deberä, antes de su entrada a puerto y 
en el punto que determine la Autoridad, someterse al 
Control especial previsto por la regia 11, Capitulo VIII 
de la Conveneiön S.O.L.A.S. 

2. El capitan del buque deberä aceptar a bordo el per- 
sonal que indique la Autoridad, para el adecuado control 
de las medidas de seguridad radiolögicas. 

A r t i c u 1 o 4 

1. Durante la permanencia del buque en puerto argen- 
tino, la Autoridad coordinarä con el capitan del buque 
las medidas requeridas para la mäs adecuada implemen- 
tacion de las medidas de seguridad a adoptarse, segün 
lo previsto en la Conveneiön S.O.L.A.S., sin perjuicio de 
las normas especiales que la Autoridad establezca de 
acuerdo con lo dispuesto por la legislaciön local. 

2. Cuando el capitan del buque estime que no serä 
posible dar cumplimiento a alguna de las normas mencio- 
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befolgt werden kann, so hat er dies unverzüglich der 
Behörde mitzuteilen, die das sofortige Auslaufen des 
Schiffes oder einen Wechsel des Liegeplatzes anordnen 
kann, ungeachtet des Standes einer etwaigen Be- oder 
Entladetätigkeit. 

Artikel 5 

(1) Das Schiff darf radioaktive Erzeugnisse oder Ab- 
fälle in argentinischen Gewässern oder Häfen nur mit 
ordnungsgemäß belegter Genehmigung der Behörde be- 
seitigen. 

(2) Das Schiff hat außer den Gebühren für Schiffe her- 
kömmlidier Art die Lotsen- und Schleppkosten zu zahlen, 
die sich aus der Anwendung von Sicherheitsmaßnahmen 
in argentinischen Gewässern und Häfen oder aus den 
Notmaßnahmen nach Absatz 4 dieses Artikels ergeben. 

(3) Die Bedingungen für die Reparatur der nuklearen 
Anlage des Schiffes in argentinischen Gewässern und 
Häfen, ihre Wartung und deren Überprüfung durch die 
Behörde werden in den nach Artikel 2 Absatz 5 erwähn- 
ten Weisungen festgelegt. 

(4) Unbeschadet der in Artikel 4 Absatz 1 vorgesehenen 
Maßnahmen trifft der Kapitän des Schiffes alle für un- 
erläßlich erachteten Notmaßnahmen und unterrichtet un- 
verzüglich die Behörde, welche die erforderliche Unter- 
stützung gewährt. 

(5) Machen Umstände außerhalb des Schiffes Notmaß- 
nahmen für dieses erforderlich, so hat der Kapitän den 
Weisungen der Behörden zu folgen. 


Artikel 6 

(1) Der Inhaber ist objektiv haftbar für nukleare Schä- 
den, wenn nachgewiesen wird, daß diese Sdiäden durch 
ein nukleares Ereignis verursacht worden sind, das auf 
Kernbrennstoffe des Schiffes oder aus dem Schiff stam- 
mende radioaktive Erzeugnisse oder Abfälle zurückzu- 
führen ist. 

(2) Beweist der Inhaber, daß der nukleare Schaden 
ganz oder teilweise durch eine mit Schädigungsabsicht 
begangene Handlung oder Unterlassung einer verletzten 
natürlichen Person verursacht worden ist, so können die 
zuständigen Gerichte den Inhaber von seiner Haftung 
gegenüber dieser Person ganz oder teilweise befreien. 

(3) Die Haftung des Inhabers ist für jedes einzelne 
nukleare Ereignis auf einen Betrag von 400 (vier- 
hundert) Millionen Deutsche Mark begrenzt, 

(4) Der Genehmigungsstaat verpflichtet sich gegenüber 
der Argentinischen Republik, die Zahlung der Schadens- 
ersatzansprüche für nukleare Schäden, die nach diesem 
Vertrag gegenüber dem Inhaber geltend gemacht werden, 
sicherzustellen, indem er die notwendigen Beträge bis zu 
einem Höchstbetrag von 400 (vierhundert) Millionen 
Deutsche Mark bereitstellt, soweit die vom Inhaber 
abgeschlossene Versicherung oder anderweitig gestellte 
finanzielle Sicherheit nicht ausreicht. 

(5) Schadensersatzansprüche verjähren in zehn Jahren 
vom Eintritt des nuklearen Ereignisses an gerechnet. 

(6) Ist ein nuklearer Schaden durch Kernbrennstoffe 
oder durch radioaktive Erzeugnisse oder Abfälle ver- 
ursacht worden, die gestohlen, verloren oder über Bord 
geworfen worden sind, oder deren Besitz aufgegeben 
worden ist, so wird die in Absatz 5 bestimmte Frist vom 
Zeitpunkt des nuklearen Ereignisses an gerechnet, das 
den nuklearen Schaden verursacht hat; die Frist läuft 


nadas precedentemente, deberä comunicarlo de inmediato 
la Autoridad, la que podrä ordenar la inmediata partida 
del buque o su cambio de amarradero, cualquiera sea el 
estado de la eventual operaciön de carga o descarga. 


Articulo 5 

1. Salvo acuerdo de la Autoridad debidamente docu- 
mentado, el buque no podrä eliminar productos o dese- 
chos radiactivos en aguas o en puertos argentinos. 

2. El buque, ademäs de los gastos correspondientes a 
los buques convencionales, deberä hacerse cargo de los 
gastos de practicaje y remolque, derivados de la imple- 
mentacion de medidas de seguridad en aguas y puertos 
argentinos y los que resulten de medidas de emergencia, 
segün el inciso 4. 

3. Lo referente a la reparaciön de la instalaciön nu- 
clear del buque en aguas y puertos argentinos, a las ope- 
raciones de mantenimiento y a sus respectivas verifica- 
ciones por la Autoridad: se precisarä en las instrucciones 
a que se refiere el Articulo 2, inciso 5. 

4. Sin perjuicio de las medidas correspondientes de 
acuerdo con el Articulo 4, inciso 1, el capitän del buque 
adoptarä las medidas de emergencia que estime indispen- 
sables, informando inmediatamente a la Autoridad, la 
que prestarä el auxilio necesario. 

5. Cuando circunstancias exteriores al buque hagan 
necesario adoptar respecto a este medidas de emergen- 
cia, el capitän deberä seguir las instrucciones de la Au- 
toridad. 

Articulo 6 

1. El explotador serä objetivamente responsable por 
danos nucleares, cuando se pruebe que esos danos han 
sido causados por un accidente nuclear en el que ha 
intervenido el combustible nuclear del buque o produc- 
tos o desechos radiactivos provenientes del mismo. 

2. Si el explotador prueba que la persona fisica que 
sufrio los danos los produjo o contribuyö a eilos con 
intenciön dolosa, los tribunales competentes podrän ex- 
onerar total o parcialmente al explotador de su respon- 
sabllidad para con esa persona. 

3. La responsabilidad del explotador estarä limitada, 
por cada accidente nuclear determinado, a la suma de 
400 (cuatrocientos) inillones de marcos alemanes. 

4. El Estado de la Licencia se compromete ante la Re- 
püblica Argentina, a garantizar el pago de indemnizacio- 
nes originadas en reclamaciones por danos nucleares, 
que se formulen contra el explotador de acuerdo con 
este Convenio, para lo cual pondrä a disposiciön los fon- 
dos necesarios basta un Importe mäximo de 400 (cuatro- 
cientos) millones de marcos alemanes, en la medida en 
que el seguro o la garantia financiera provista por el 
explotador no sean suficientes. 

5. El deredio a reclamar una indemnizaciön se extin- 
guirä en el plazo de diez (10) aiios, a contar desde la 
fecha del accidente nuclear. 

6. Cuando los danos nucleares se hayan debido a com- 
bustibles nucleares, productos o desechos radiactivos que 
hubieran sido objeto de robo, perdida, echazön o aban- 
dono: el plazo previsto en el inciso 5 se contarä a partir 
de la fecha en que tuvo lugar el accidente nuclear que 
produjo los danos nucleares; pero en ningün caso podrä 
ser Superior a veinte (20) aiios, contados a partir de la 
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jedoch spätestens zwanzig Jahre nach dem Datum ab, 
an dem eine der genannten Handlungen begangen wurde. 

(7) Verschlimmern sich die Schäden, so kann jeder 
innerhalb der vorstehend vorgesehenen Fristen geltend 
gemachte Anspruch, auch wenn diese Fristen bereits ab- 
gelaufen sind, erweitert werden, sofern nicht bereits ein 
Endurteil ergangen ist. 

Artikel 7 

Artikel 6 dieses Vertrages gilt für nukleare Schäden, 
die innerhalb der argentinischen Gewässer oder innerhalb 
des argentinischen Hoheitsgebietes eintreten, wenn das 
nukleare Ereignis 

— innerhalb argentinischer Gewässer oder innerhalb des 
argentinischen Hoheitsgebietes oder 

— außerhalb argentinischer Gewässer auf einer Fahrt 
zu oder von einem argentinischen Hafen oder zu oder 
aus argentinischen Gewässern eingetreten ist. 

Artikel 8 

(1) Klagen auf Ersatz eines nuklearen Schadens können 
nach Wahl des Klägers entweder bei den Gerichten des 
einen oder des anderen Vertragsstaates erhoben werden. 

(2) Klagen gegen den Inhaber sind in der Bundesrepu- 
blik Deutschland an die Gesellschaft für Kernenergie- 
verwertung in Schiffbau und Schiffahrt m. b. H. in Ham- 
burg 11, Große Reichenstraße 2, und in der Argentinischen 
Republik an einen Repräsentanten dieser Gesellschaft zu 
ricüten, der innerhalb der in Artikel 2 Absatz 3 bestimm- 
ten Frist zu benennen ist. 


(3) Eine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung, die 
von einem nach Absatz 1 zuständigen argentinischen Ge- 
richt erlassen worden ist, wird im Hoheitsgebiet der 
Bundesrepublik Deutschland anerkannt, es sei denn, 

a) daß die gerichtliche Entscheidung durch betrügerische 
Machenschaften des Klägers erlangt worden ist, oder 

b) daß dem Inhaber keine angemessene Gelegenheit zur 
Vertretung seiner Sache vor Gericht gegeben worden 
ist. 

(4) Wird die Vollstreckung einer anerkannten rechts- 
kräftigen gerichtlichen Entscheidung eines argentinischen 
Gerichts nach den gesetzlichen Förmlichkeiten der Bun- 
desrepublik Deutschland beantragt, so ist die Entschei- 
dung in gleicher Weise zu vollstrecken, als handelte es 
sich um die Entscheidung eines Gerichts dieses Staates. 

(5) Die Begründetheit des dem Urteil im Sinne von 
Absatz 3 und 4 zugrundeliegenden Anspruchs unterliegt 
keiner weiteren gerichtlichen Nachprüfung in der Bundes- 
republik Deutschland. 

Artikel 9 

(1) Die Vertragsparteien werden sich bemühen, jede 
etwaige Streitigkeit über die Auslegung oder Anwen- 
dung dieses Vertrages auf diplomatischem Wege bei- 
zulegen; hierbei werden sie hinsichtlich der Haftung für 
nukleare Schäden insbesondere die Bestimmungen des 
Brüsseler Übereinkommens berücksichtigen. 

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nicht bei- 
gelegt werden, so ist sie auf Verlangen einer der beiden 
Vertragsparteien einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, 
indem jede Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide 
Mitglieder sich auf den Angehörigen eines dritten Staa- 
tes als Obmann einigen, der von den Regierungen der 
beiden Vertragsparteien zu bestellen ist. Die Mitglieder 


fecha en que tuvo lugar alguno de los hechos referidos. 

7. En caso de agravamiento de los danos, toda deman- 
da entablada dentro de los plazos previstos precedente- 
mente, podrä ser ampliada aunque estos hayan trans- 
currido, siempre que no exista sentencia firme. 


Articulo 7 

El Articulo 6 del presente Convenio se aplicarä a los 
danos nucleares que se produzcan en aguas o territorios 
argentinos, si el accidente nuclear se ha producido: 

— dentro de aguas o territorios argentinos, o 

— fuera de aguas argentinas, en un viaje hacia o desde 
un Puerto argentino o hacia o desde aguas argentinas. 


Articulo 8 

1. Las demandas de resarcimientos por danos nucleares 
se incoarän, a opciön del demandante, ante los tribuna- 
les de uno u otro Estado Contratante. 

2. Las demandas contra el explotador deberän ser di- 
rigidas: en la Repüblica Federal de Alemania, contra la 
Compania de Utilizaciön de Energia Nuclear en las Cons- 
trucciones Navales y Navegaciön Limitada, en Hambur- 
go 11, Grosse Reichenstrasse 2 ("Gesellschaft für Kern- 
energieverwertung in Schiffbau und Schiffahrt m.b.H.", 
Hamburg), y en la Repüblica Argentina, a un represen- 
tante de la misma, que serä indicado en la oportunidad 
del Articulo 2, inciso 3. 

3. El fallo dictado por un tribunal argentino al que 
corresponda la competencia en virtud del inciso 1, serä 
reconocido välido en el territorio de la Repüblica Fede- 
ral de Alemania, a menos que: 

a) el fallo haya sido obtenido mediante fraude de la 
parte demandante; o 

b) no se haya dado al explotador la posibilidad de 
presentar su defensa. 

4. Los fallos de los tribunales argentinos que sean re- 
conocidos välidos tendrän caräcter ejecutorio; una vez 
presentados para su ejecuciön, de conformidad con las 
formalidades exigidas por la Repüblica Federal de Ale- 
mania; como si se tratase de fallos dictados por un tri- 
bunal de este ültimo Estado. 

5. Una vez dictado un fallo de los mencionados en los 
incisos 3 y 4, no podrä procederse a la revisiön del liti- 
gio por parte de la Repüblica Federal de Alemania. 


Articulo 9 

1. Las Partes Contratantes procurarän resolver por la 
via diplomätica toda eventual controversia originada 
por la interpretaciön o aplicaciön del presente Convenio, 
a cuyo efecto, respecto a la responsabilidad por danos 
nucleares, tendrän primordialmente presentes las dis- 
posiciones de la Convenciön de Bruselas. 

2. Si una controversia no pudiera ser dirimida de esa 
manera, se someterä, a peticiön de una de las Partes 
Contratantes a un tribunal arbitral. 

3. El tribunal arbitral se constituirä, cuando las cir- 
cunstancias lo requieran, de forma que cada Parte Con- 
tratante designarä un miembro, y los dos miembros 
se pondrän de acuerdo para elegir como presidente a un 
ciudadano de un tercer Estado, el cual serä nombrado 
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sind innerhalb von zwei Monaten, der Obmann innerhalb 
von drei Monaten zu bestellen, nachdem die eine Ver- 
tragspartei der arideren mitgeteilt hat, daß sie die Strei- 
tigkeit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht 
eingehalten, so kann in Ermangelung einer anderen Ver- 
einbarung jede Vertragspartei den Präsidenten des Inter- 
nationalen Gerichtshofes ersuchen, die erforderlichen Er- 
nennungen vorzunehmen. Besitzt der Präsident die Staats- 
angehörigkeit einer der beiden Vertragsparteien oder ist 
er aus einem anderen Grunde verhindert, so soll sein 
Vertreter die Ernennungen vornehmen. Besitzt auch der 
Vertreter die Staatsangehörigkeit einer der beiden Ver- 
tragsparteien oder ist auch er verhindert, so soll das im 
Range nächstfolgende Mitglied des Gerichtshofes, das 
nicht die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertrags- 
parteien besitzt, die Ernennungen vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehr- 
heit. Jede Vertragspartei trägt die Kosten ihres Mitglieds 
sowie ihrer Vertretung in dem Verfahren vor dem 
Schiedsgericht; die Kosten des Obmannes sowie die 
sonstigen Kosten werden von den beiden Vertragspar- 
teien zu gleichen Teilen getragen. Das Schiedsgericht kann 
eine andere Kostenregelung treffen. Im übrigen regelt 
das Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 

Artikel 10 

Durch Notenwechsel kann die Anwendung dieses Ver- 
trages auf andere Schiffe des Genehmigungsstaates aus- 
gedehnt werden. 

Artikel 11 

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung der Argentinischen Republik 
innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Ver- 
trages eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 12 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifi- 
kationsurkunden sollen sobald wie möglich in Bonn aus- 
getauscht werden. 

(2) Dieser Vertrag tritt mit dem Austausch der Rati- 
fikationsurkunden in Kraft. 

(3) Dieser Vertrag hat eine Geltungsdauer von drei 
Jahren. Er verlängert sich stillschweigend jeweils um ein 
weiteres Jahr, sofern nicht eine der Vertragsparteien der 
Verlängerung spätestens sechs Monate vor Vertrags- 
ablauf widerspricht. 

GESCHEHEN zu Buenos Aires am 21. Mai 1971 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und spanischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


por los gobiernos de las dos Partes Contratantes. Los 
miembros serän designados en el plazo de dos meses y el 
presidente en el de tres meses, a partir de la notifica- 
eiön que una Parte Contratante haga a la otra de querer 
someter la controversia a un tribunal arbitral. 

4. Si los plazos previstos en el inciso 3 no son obser- 
vados, cada Parte Contratante podrä, a falta de otro 
acuerdo, solicitar al Presidente de la Corte Internacional 
de Justicia que proceda a los nombramientos necesarios. 
En el caso de que el Presidente sea ciudadano de una de 
las Partes Contratantes o se halle impedido por otra 
causa, corresponderä a su sustituto efectuar los nombra- 
mientos. Si este tainbien fuere ciudadano de una de las 
Partes Contratantes o si se hallare tambien impedido, co- 
rresponderä al miembro de la Corte de Justicia que siga 
inmediatamente en el orden jerärquico, y no sea ciuda- 
dano de una de las dos Partes Contratantes, efectuar los 
nombramientos. 

5. El tribunal arbitral tomarä sus decisiones por mayo- 
ria de votos. Cada Parte Contratanle sufragarä los gastos 
de SU miembro y de su representaeiön en el procedimien- 
to arbitral. Los gastos del presidente y deniäs gastos, 
serän sufragados por partes iguales por las dos Partes 
Contratantes. El tribunal arbitral puede adoptar otra dis- 
tribueiön de los gastos. Por lo demäs, el tribunal arbitral 
adoptarä su propio reglamento. 

A r t i c u 1 o 10 

Por intermedio de notas, podrä extenderse la aplicaeiön 
de este Convenio a otros buques del Estado de la Licen- 
cia. 

A r t i c u 1 o 11 

Este Convenio se aplicarä tambien al Land Berlin, en 
tanto que el Gobierno de la Repüblica Federal de Ale- 
mania no haga una declaraciön en contrario al Gobierno 
de la Repüblica Argentina, denlro de los tres meses 
siguientes a su entrada en vigor. 

Ar ti cul o 12 

1. El presente Convenio deberä ser ratificado, El 
canje de los respectivos instrumentos de ratificaeiön se 
efectuarä en Bonn, en el menor termino posible. 

2. A partir del momento de haberse efectuado el canje 
el Convenio entrarä en vigor. 

3. El presente Convenio tendrä una duraeiön de tres (3) 
anos, renovable automäticamente por periodos de un 
ano, pudiendo ser denunciado por cualquiera de las Par- 
tes, mediante comunicaeiön efectuada con un plazo no 
menor de seis meses. 


HECHO en Buenos Aires, Capital de la Repüblica 
Argentina, a los veintiün dias del mes de mayo de mil 
novecientos setenta y uno, en dos ejemplares originales 
en idiomas aleman y espanol, siendo ambos textos igual- 
mente välidos. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Por la Repüblica Federal de Alemania 
Luitpold W e r z 
Botschafter 

Por la Repüblica Argentina 
Für die Argentinische Republik 
Luis Maria de Pablo Pardo 
Ministro de Relaciones Exteriores y Culto 
Minister für auswärtige Beziehungen und Kultus 
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Denkschrift 


1. Allgemeines 

Das erste deutsche Reaktorschiff, die „Otto Hahn", 
ist 1968 fertiggestellt worden. 

Reeder des Schiffes ist die Gesellschaft für Kern- 
energieverwertung in Schiffbau und Schiffahrt mbH, 
Hamburg, an deren Finanzierung der Bund mit 
90 v H. und die vier Küstenländer (Bremen, Ham- 
burg, Niedersachsen und Schleswig-Holstein) mit 
10 V. H. beteiligt sind. Der Bau des Schiffes ist von 
der Europäischen Atomgemeinschaft gefördert wor- 
den. 

Anfang 1969 wurde das Schiff in Betrieb genommen. 
Nach erfolgreichen Forschungs- und Erprobungsfahr- 
ten wird es seit Februar 1970 für den Transport 
von Massengütern verwendet. Das macht das Befah- 
ren fremder Hoheitsgewässer und Häfen erforder- 
lich. 

Eine feste Völkerrechtspraxis bezüglich des Rechtes 
der friedlichen Durchfahrt („innocent passage") 
fremder Hoheitsgewässer durch Reaktorschiffe hat 
sich noch nicht gebildet. Die Mehrheit der Staaten 
macht das Befahren ihrer Hoheitsgewässer und das 
Anlaufen ihrer Häfen von einer ausdrücklichen 
vorherigen Zustimmung abhängig. Einen Präzedenz- 
fall für die internationale Praxis hat das unter der 
Flagge der Vereinigten Staaten fahrende reaktor- 
getriebene Handelsschiff „Savannah" gesetzt. Die 
Regierung der Vereinigten Staaten von Nordameri- 
ka hat in den Jahren 1963 bis 1965 mit etwa 15 
Staaten, darunter auch mit der Bundesrepublik 
Deutschland, Besuchsabkommen geschlossen, um 
dem Schiff die Einfahrt in fremde Hoheitsgewässer 
zu ermöglichen. Diese Verträge regeln, weitgehend 
übereinstimmend, neben den nautischen und sicher- 
heitstechnischen Fragen die Freistellung durch die 
amerikanische Regierung für nukleare Schadens- 
fälle bis zu einem Höchstbetrag von 500 Millionen 
Dollar für jedes nukleare Schadensereignis. 

Um einheitliche Regeln für die Haftung der Inhaber 
von Reaktorschiffen zu schaffen und zu vermeiden, 
im Einzelfall zahlreiche bilaterale Vereinbarungen 
abschließen zu müssen, wurde auf der elften Sitzung 
der Diplomatischen Seerechtskonferenz am 25. Mai 
1962 in Brüssel das Übereinkommen über die Haf- 
tung der Inhaber von Reaktorschiffen (im folgenden 
„Brüsseler Übereinkommen" genannt) verabsdiiedet. 

Das Übereinkommen ist bisher nur von Portugal 
ratifiziert worden. Madagaskar und die Demokrati- 
sche Republik Kongo sind ihm beigetreten. Die 
Niederlande haben das Ratifizierungsverfahren ein- 
geleitet. Andere Staaten scheinen grundsätzlich nicht 
abgeneigt, das Übereinkommen zu ratifizieren. Auch 
die Bundesregierung erwägt diesen Schritt. Nach 
Ratifizierung durch die Bundesrepublik würde das 
Übereinkommen in Kraft treten. Bis danach eine 
genügende Zahl von Staaten Vertragsparteien ge- 
worden sind, wird es jedoch notwendig sein, der 
„Otto Hahn" den Weg in fremde Hoheitsgewässer 


und Häfen — ähnlich wie im Falle der „Savannah" 
— entweder in einem vereinfachten diplomatischen 
Verfahren durch bloßen Notenwechsel oder aber 
durch den Abschluß bilateraler Verträge mit den in 
Aussicht genommenen Staaten zu eröffnen. 

Im vereinfachten diplomatischen Verfahren sind der 
„Otto Hahn" bereits von mehreren Staaten Anlauf- 
genehmigungen erteilt worden. Auf der Grundlage 
solcher Genehmigungen hat das Schiff im zurück- 
liegenden Jahr Häfen in Marokko, Senegal, Togo, 
Tunesien und dem Iran angelaufen. Die Besuche 
haben in diesen Staaten große Beachtung gefunden 
und den fortschrittlichen Stand der deutschen Kern- 
energietechnik demonstriert. 

Verhandlungen über den Abschluß bilateraler Ver- 
träge — sog. „Otto Hahn"-Abkommen — hat die 
Bundesrepublik u. a. mit den Niederlanden, Liberia, 
Portugal und Norwegen geführt. Das mit den Nie- 
derlanden abgeschlossene „Otto Hahn" -Abkommen 
ist am 18. März 1971 in Kraft getreten. Das Zu- 
stimmungsgesetz zu einem entsprechenden Vertrag 
mit der Republik Liberia wird demnächst im Bundes- 
gesetzblatt veröffentlicht werden. Ein „Otto Hahn"- 
Abkommen mit Portugal wurde am 29. Januar 1971 
unterzeichnet. 

Da der Reeder der „Otto Hahn" beabsichtigt, argen- 
tinische Häfen zum Laden von Massengütern anzu- 
laufen, wurden auch mit der Argentinischen Republik 
Verhandlungen aufgenommen. Es konnte Einigung 
über den vorliegenden Vertrag erzielt werden. Er 
beruht auf einem argentinischen Entwurf. Deshalb 
weicht er äußerlich von den bisher Unterzeichneten 
Verträgen ab. Inhaltlich bringt er jedoch keine ins 
Gewicht fallende Abweichungen. 

Der Vertrag übernimmt weitgehend Vorschriften des 
Internationalen Übereinkommens von 1960 zum 
Schutz des menschlichen Lebens auf See (im folgen- 
den dem internationalen Sprachgebrauch gemäß als 
„SOLAS" — Safety of Life at Sea — Übereinkom- 
men bezeichnet). Das SOLAS-Übereinkommen ist die 
Anlage A der Schlußakte der Internationalen Kon- 
ferenz von 1960 zum Schutz des menschlichen Lebens 
auf See und enthält im Kapitel VIII besondere Re- 
geln für Reaktorschiffe. Die in der Vorschrift eben- 
falls erwähnte Anlage C der Schlußakte der Inter- 
nationalen Konferenz von 1960 zum Schutz des 
menschlichen Lebens auf See hat besondere Emp- 
fehlungen für Reaktorschiffe zum Inhalt. Beide An- 
lagen sind für die Bundesrepublik und die Argen- 
tinische Republik in Kraft. Hinsichtlich der Haftung 
für nukleare Schäden folgt der Vertrag dem Brüsse- 
ler Übereinkommen, aus dem er die für einen 
bilateralen Vertrag wesentlichen Bestimmungen fast 
wörtlich übernimmt. Der Vertrag bringt somit sach- 
lich keine Änderungen gegenüber den bisher von 
der Bundesregierung Unterzeichneten Verträgen mit 
den Niederlanden, Liberia und Portugal. Das dort 
verwendete Verfahren der Verweisung auf das Brüs- 
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seler Übereinkommen, dessen relevanter Text dann 
im Anhang veröffentlicht wurde, ist im argentini- 
schen Gesetzgebungsverfahren nicht bekannt und 
konnte deshalb nicht angewandt werden. 

Der Vertrag gilt nicht nur für die „Otto Hahn", son- 
dern auch für andere deutsche Reaktorschiffe. Arti- 
kel 1 des Vertrages enthält Begriffsbestimmungen. 
Die Artikel 2 bis 5 enthalten die allgemeinen 
schiffahrts- und sicherheitstechnischen Bestimmun- 
gen. Sie tragen insbesondere den argentinischen 
Sicherheitsinteressen Rechnung. Artikel 6 enthält 
Vorschriften über die Haftung für eventuelle nu- 
kleare Schadensfälle und über die Sicherstellung der 
entsprechenden Ansprüche durch die Bundesrepublik 
Deutschland. Artikel 7 legt den Anwendungsbereich 
des Vertrages fest. Artikel 8 regelt den Gerichts- 
stand sowie die Anerkennung und Vollstreckung 
gerichtlicher Entscheidungen. Artikel 10 sieht die 
Ausdehnung des Vertrages auf andere deutsche 
Reaktorschiffe durch Notenwechsel vor. Die Artikel 
9, 11 und 12 enthalten allgemeine und Schluß- 
bestimmungen. 

II. Besonderes 

Zu Artikel 1 

Artikel 1 enthält Definitionen einiger im Vertrag 
häufig gebrauchter Begriffe. Die in Artikel 1 Nr. 3 
verwendete Definition läßt die Möglichkeit offen, 
den Vertrag — über die „Otto Hahn" hinaus ~ 
entsprechend dem in Artikel 10 vorgesehenen Ver- 
fahren auch auf andere deutsche Reaktorschiffe aus- 
zudehnen. Der in Artikel 1 Nr. 7 enthaltenen Defini- 
tion des Begriffs „argentinische Gewässer" liegt ein 
Kompromiß zugrunde, Argentinien beansprucht Ho- 
heitsgewässer von 200 Seemeilen. Die Bundesrepu- 
blik erkennt diese Erweiterung der Hoheitsgewässer 
über die 3 Seemeilengrenze hinaus nicht als völker- 
rechtlich wirksam an. Unbeschadet dieses Rechts- 
standpunktes hat sie jedoch ihren Schiffen empfoh- 
len, die von Argentinien beanspruchten Grenzen zu 
beachten. Dementsprechend heißt es in der Über- 
schrift des Vertrages und im Vertragstext nicht 
„argentinische Hoheitsgewässer", sondern nur „ar- 
gentinische Gewässer". Diese werden definiert mit 
200 Seemeilen, gemessen von der Basislinie, wie sie 
nach dem Genfer Übereinkommen von 1958 über das 
Küstenmeer und die Anschlußzone ermittelt wird. 
Um keine Zweifel an dem Rechtsstandpunkt der 
Bundesrepublik aiifkommen zu lassen, ist ein Zusatz 
eingefügt worden, aus dem sich ergibt, daß die für 
diesen Vertrag gefundene Lösung keine generelle 
Anerkennung der argentinischen Ansprüche bedeu- 
tet. 

Die in den Nummern 8 bis 11 definierten Begriffe 
haben dieselbe Bedeutung wie in dem Brüsseler 
Übereinkommen. Die Verwendung international ge- 
bräuchlicher Begriffe dient der Rechtsklarheit und 
damit der Rechtssicherheit. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 Abs. 1 enthält einen Vorbehalt des inner- 
staatlichen Rechts. 

Artikel 2 Abs. 2 beruht auf der Annahme, daß sich 
für Reaktorschiffe ein Recht der friedlichen Durch- 


fahrt, wie es von der Völkerrechtspraxis für Handels- 
schiffe allgemein anerkannt ist, noch nicht gebildet 
hat, und geht daher vom Erfordernis einer ausdrück- 
lichen vorherigen Zustimmung der zuständigen ar- 
gentinischen Stellen aus. 

Artikel 2 Abs. 3 regelt das Verfahren zur Erlangung 
der Besuchserlaubnis. Regel 7 des Kapitels VIII 
SOLAS beschreibt den Sicherheitsbericht, der vom 
Inhaber zur Beurteilung der Kernenergieanlage und 
der Sicherheit des Schiffes anzufertigen ist. Er ent- 
hält eine ausführliche technische Beschreibung des 
Schiffes, insbesondere hinsichtlich des Reaktorbetrie- 
bes. 

Artikel 2 Abs. 4 sieht aus Gründen der nuklearen 
Sicherheit eine frühzeitige Unterrichtung der zustän- 
digen argentinischen Behörde über Schiffsbewegun- 
gen (z. B. Verlegung des Anker- oder Liegeplatzes) 
vor. 

Artikel 2 Abs. 5 bestätigt das Recht der argentini- 
schen Seite, Weisungen hinsichtlich der Navigation 
in argentinischen Gewässern zu erteilen sowie ge- 
gebenenfalls die Häfen, die das Schiff benutzen 
kann, festzulegen. 

Zu Artikel 3 

Die in Absatz 1 genannte Regel 11 des Kapitels VIII 
SOLAS bestimmt, daß Reaktorschiffe vor dem Ein- 
laufen in die Häfen sowie in den Häfen selbst einer 
besonderen Kontrolle unterzogen werden, um fest- 
zustellen, ob sich das in der Regel vorgesehene 
besondere Sicherheitszeugnis für Reaktorschiffe an 
Bord befindet und daß weder auf See noch im 
Hafen eine unzulässige Strahlung oder sonstige 
nukleare Gefährdung besteht. 

Absatz 2 enthält die Verpflichtung des Kapitäns, den 
von der zuständigen argentinischen Behörde be- 
stimmten Personen zur Durchführung der in Ab- 
satz 1 genannten Kontrollen das Betreten des Schif- 
fes zu gestatten. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung grenzt die Verpflichtungen des 
Kapitäns und die Befugnisse der zuständigen argen- 
tinischen Behörde ab. 

Zu Artikel 5 

Die in Absatz 1 verwendeten Begriffe „radioaktive 
Erzeugnisse oder Abfälle" sind Artikel I des Brüs- 
seler Übereinkommens entnommen und werden dort 
als Stoffe bestimmt, die infolge der Verwendung 
von Kernbrennstoffen in einem Reaktorschiff durch 
Neutronenbestrahlung radioaktiv gemacht worden 
sind (vgl. auch Artikel 1 Nr. 9). 

Absatz 2 regelt die Gebührenpflicht des Schiffes in 
den dort vorgesehenen Fällen. 

Absatz 3 behandelt die Voraussetzungen unter de- 
nen Wartungsarbeiten, Reparaturen und Überprü- 
fungen an der nuklearen Anlage des Schiffes in 
argentinischen Gewässern und Häfen durchgeführt 
werden dürfen. Es besteht Einverständnis zwischen 
den Vertragsparteien, daß Reparaturen an der nu- 
klearen Anlage des Schiffes in argentinischen Ge- 
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wässern und Häfen kaum in Frage kommen werden 
und daß alle Weisungen technisch abgesprochen sein 
werden. 

Absatz 4 enthält Verpflichtungen des Kapitäns des 
Schiffes bei einem Unfall. 

Absatz 5 berücksichtigt das argentinische Interesse 
an einer uneingeschränkten Zuständigkeit argen- 
tinischer Behörden für die Gefahrenabwehr. 

Zu Artikel 6 

Die Bestimmung lehnt sich bezüglich der Haftung des 
Inhabers, der Beschränkung der Haftung auf 400 
Millionen DM für jedes einzelne nukleare Ereignis 
und der Verpflichtung der Bundesrepublik Deutsch- 
land zur Sicherstellung der Deckungsvorsorge bis zu 
diesem Betrag eng an die Regeln des Brüsseler 
Übereinkommens an. 

Absatz 1 der Vorschrift entspricht Artikel II Abs. 1 
des Brüsseler Übereinkommens, wonach der Inhaber 
eines Reaktorschiffes für jeden nuklearen Schaden 
ohne Rücksicht auf sein Verschulden haftet. In Über- 
einstimmung mit dem Gesetz über die friedliche 
Verwendung der Kernenergie und den Schutz gegen 
ihre Gefahren (Atomgesetz) vom 23. Dezember 1959 
(Bundesgesetzblatt I, S. 814), zuletzt geändert durch 
das Kostenermächtigungs-Änderungsgesetz vom 
23. Juni 1970 (Bundesgesetzblatt I, S. 805), besteht 
daher eine absolute Gefährdungshaftung des Inha- 
bers des Schiffes. Diese umfaßt — im wesentlichen 
in Übereinstimmung mit dem deutschen Recht (vgl. 
§ 38 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 36 Abs. 2 
Nr. 1 Atomgesetz) — nicht Schäden am Schiff selbst, 
seiner Ausrüstung und seinen Vorräten. 

Im übrigen weicht die sich an Artikel II des Brüs- 
seler Übereinkommens anlehnende Haftungsrege- 
lung des Vertrages vor allem in den folgenden 
Punkten vom deutschen Atomrecht ab: 

1. Für das Brüsseler Übereinkommen gilt nach Ar- 
tikel II Abs. 2 das System der sog. „rechtlichen 
Kanalisierung" der Haftung auf den Inhaber des 
Reaktorschiffes. Danach ist — von wenigen Aus- 
nahmen abgesehen — keine Person außer dem 
Inhaber des Reaktorschiffes für einen nuklearen 
Schaden haftbar. Die Bundesregierung ist der Auf- 
fassung, daß mit der Übernahme der rechtlichen 
Kanalisierung in den vorliegenden Vertrag nur 
den argentinischen Wünschen und Vorstellungen 
gefolgt wird, im übrigen aber keine präjudizie- 
rende Wirkung für die deutsche innerstaatliche 
Gesetzgebung verbunden ist. 

2. Während nach § 25 des Atomgesetzes der Scha- 
den durch die Wirkung eines Kernspaltungsvor- 
gangs oder die Strahlen eines radioaktiven Stof- 
fes verursacht sein muß, haftet der Schiffsinhaber 
nach der Definition des „Nuklearen Schadens" im 
Brüsseler Übereinkommen auch für Schäden, die 
sich aus einer Verbindung von radioaktiven 
Eigenschaften mit sonstigen gefährlichen Eigen- 
schaften der Stoffe ergeben. 

3. Während nach dem Atomgesetz keine Haftung 
des Inhabers gegenüber Zulieferern und Verrich- 
tungsgehilfen besteht (§ 38 Abs. 2 Satz 1 in Ver- 


bindung mit § 36 Abs. 2 Nr. 2 Atomgesetz), sieht 
das Brüsseler Übereinkommen keinen derartigen 
Haftungsausschluß vor. 

4. Während nach § 27 des Atomgesetzes ein mitwir- 
kendes Verschulden des Verletzten nach Maß- 
gabe des § 254 BGB zu berücksichtigen ist, kann 
sich nach Artikel II Abs. 5 des Brüsseler Überein- 
kommens der Inhaber des Reaktorschiffes gegen- 
über den Ansprüchen des Verletzten nur darauf 
berufen, daß dieser in der Absicht gehandelt hat, 
Schaden herbeizuführen. 

Absatz 3 der Vorschrift beschränkt in Übereinstim- 
mung mit Artikel III Abs. 1 des Brüsseler Überein- 
kommens die Haftung des Inhabers des Reaktor- 
schiffes für jedes nukleare Ereignis auf einen Betrag 
von 400 Millionen DM. Diese Regelung bedeutet 
gegenüber dem Atomgesetz, das eine Haftung bis zu 
500 Millionen DM vorsieht, eine Herabsetzung des 
Haftungshöchstbetrages. 

Absatz 4 der Vorschrift sieht in Übereinstimmung 
mit dem Atomgesetz (§ 36) und Artikel III Abs. 2 
des Brüsseler Übereinkommens eine Freistellungs- 
verpflichtung des Bundes für Schadensersatzansprü- 
che Dritter gegen den Schiffsinhaber vor. Ebenso 
wie die Haftung des Inhabers in Absatz 3 der Vor- 
schrift ist auch die Freistellung durch die Bundes- 
republik auf 400 Millionen DM beschränkt, während 
sie nach § 36 des Atomgesetzes 500 Millionen DM 
beträgt. Da, wie bereits ausgeführt, die Haftung des 
Inhabers des Schiffes teilweise weiter geht als nach 
dem Atomgesetz, bezieht sich auch die Freistellung 
auf diese weiter gehenden Ansprüche. Im übrigen 
bedeutet die Vorschrift keine Änderung der Rechts- 
lage gegenüber § 36 des Atomgesetzes, der sich 
auch auf Schadensersatzverpflichtungen nach aus- 
ländischem Recht erstreckt. 

Die Absätze 5 bis 7 dieser Vorschrift übernehmen 
die Grundsätze der in Artikel V des Brüsseler Über- 
einkommens enthaltenen Regelung der Verjährung 
in den Vertrag. Die Fristen in Absatz 5 (10 Jahre) 
und Absatz 6 (20 Jahre) sind erheblich kürzer als 
die dreißigjährige Frist des Atomgesetzes. Daraus 
ergibt sich eine Besserstellung des Inhabers. Ab- 
satz 6 der Vorschrift entspricht Artikel V Abs. 4 des 
Brüsseler Übereinkommens. 

Zu Artikel 7 

Artikel 7 legt den Anwendungsbereich des Ver- 
trages fest. Der Begriff „argentinische Gewässer" 
ist in Artikel 1 Nr. 7 des Vertrages definiert. 

Zu Artikel 8 

Absatz 1 dieser Vorschrift legt den Gerichtsstand 
für Klagen auf Ersatz eines nuklearen Schadens in 
Übereinstimmung mit Artikel X Abs. 1 des Brüsseler 
Übereinkommens fest. 

Absatz 2 führt auf, unter welchen Anschriften et- 
waige Klagen gegen den Inhaber des Schiffes zuzu- 
stellen sind. Diese Bestimmung geht auf einen ar- 
gentinischen Wunsch zurück. 

Da zwischen der Bundesrepublik und der Argenti- 
nischen Republik kein Vollstreckungsabkommen be- 
steht, mußten in den Vertrag Vorschriften über die 
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Anerkennung und Vollstreckung rechtskräftiger Ent- 
scheidungen argentinischer Gerichte in der Bundes- 
republik aufgenommen werden. 

Absatz 3 stellt sicher, daß ein rechtskräftiges argen- 
tinisches Urteil wegen eines durch die „Otto Hahn" 
verursachten nuklearen Schadens in der Bundes- 
republik anerkannt wird, es sei denn, daß eine der 
in Absatz 3 a und b genannten Ausnahmen vorliegt. 
Die Regelung entspricht Artikel XI Abs. 4 a des 
Brüsseler Übereinkommens. 

Absätze 4 und 5 gleichen inhaltlich Artikel XI 
Abs. 4 b und c des Brüsseler Übereinkommens und 
gewährleisten die Vollstreckbarkeit der nach Ab- 
satz 3 anerkannten argentinischen Urteile. 

Zu Artikel 9 

Absatz 1 enthält eine Bemühensklausel, etwaige 
Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung 
des Vertrages auf diplomatischem Wege beizulegen. 
Der zweite Halbsatz wurde auf ausdrücklichen ar- 
gentinischen Wunsch eingefügt. 

Die Schiedsklausel (Absätze 2 bis 5) gibt im wesent- 
lichen den für zweiseitige Verträge der Bundes- 
republik üblichen Text wieder. 


Zu Artikel 10 

Diese Vorschrift sieht ausdrücklich die Ausdehnung 
des Vertrages auf andere deutsche Reaktorschiffe 
durch Notenwechsel vor. Sie wird also künftig den 
Abschluß eines weiteren bilateralen Abkommens 
mit Argentinien unnötig machen. (Vgl. Artikel 1 
Nr. 3.) 

Zu Artikel 11 

Dieser Artikel enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 12 

Da der Vertrag in Buenos Aires unterzeichnet wor- 
den ist, sollen die Ratifikationsurkunden in Bonn 
ausgetauscht werden (Absatz 1). Die Regelung der 
Vertragsdauer in Absatz 3 (3 Jahre mit stillschwei- 
gender Verlängerung jeweils um ein weiteres Jahr, 
sofern nicht eine der Vertragsparteien der Ver- 
längerung spätestens sechs Monate vor Vertrags- 
ablauf widerspricht) entspricht einem argentinischen 
Wunsch. Die kurze Frist erscheint zweckmäßig, um 
gegebenenfalls ein alsbaldiges Auslaufen des Ver- 
trages bei Änderung der Rechtslage, z. B. durch 
Ratifizierung des Brüsseler Übereinkommens durch 
die Vertragsparteien, zu ermöglichen. 
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